
In der Senatssitzung am 12. Dezember 2023 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 
12.12.2023 

L20 

Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 12.12.2023 
 

„Entbürokratisierung im Gesundheitswesen und in der Pflege“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

  
 
A. Problem 
 
Die Fraktion der FDP hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an 
den Senat gestellt: 
 

1. Welche Maßnahmen zur Entbürokratisierung im Gesundheitswesen und in der 
Pflege hat der Senat auf Landesebene in den vergangenen fünf Jahren auf den Weg 
gebracht? 

2. Inwiefern finden regelmäßig Überprüfungen statt, welche Regelungen auf Landes-
ebene entbehrlich sind oder vereinfacht werden können, um den bürokratischen Auf-
wand für die Akteure im Gesundheitswesen und in der Pflege zu reduzieren? 

3. Welche Maßnahmen wurden im Bereich der Digitalisierung im Gesundheitswesen 
und in der Pflege in den vergangenen fünf Jahren auf den Weg gebracht und welche 
Digitalisierungsstrategie verfolgt der Senat? 

 
B. Lösung 
 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
 

Zu Frage 1:  
Im Pflegebereich wurde ein elektronischer Datenaustausch zwischen Pflegeeinrichtungen 
und Aufsichtsbehörde (Bremischer Wohn- und Betreuungsaufsicht) eingerichtet. 

Im Verfahren zur Anerkennung von ausländischen Gesundheitsfachkräften wurden im 
Jahre 2023 deutliche Vereinfachungen und Verschlankungen im Verfahren bei SGFV um-
gesetzt. 

Der Bereich der Krankenhäuser ist überwiegend durch bundesgesetzliche Regelungen be-
stimmt (SGB V). Hier liegt die Zuständigkeit beim Bundesministerium für Gesundheit. Im 
Bereich der bremischen Krankenhausplanung und bremischen Krankenhausfinanzierung 
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wurden Verfahren verschlankt (so z. B. durch die Umstellung auf pauschalierte Investiti-
onsförderung und Einführung von Anzeige,- statt Antragspflichten).  

 

Zu Frage 2:  

Pflege ist überwiegend durch bundesgesetzliche Regelungen bestimmt (SGB XI). Hier liegt 
die Zuständigkeit beim Bundesministerium für Gesundheit. Der Kreis der SGB XI Refe-
rent:innen der Bundesländer tagt mindestens halbjährlich zu Herausforderungen und mög-
lichen/notwendigen Anpassungen des SGB XI aus Sicht der Länder.  

Im Bereich des Landesheimrechtes erfolgen Überprüfungen im Rahmen von Novellierungen 
des Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetzes. Bremen hat dieses Gesetz und die Per-
sonalverordnung zum Gesetz im Zuge der letzten Novellierung durch wissenschaftliche 
Evaluation der darin enthaltenen Regelungen untersuchen lassen, um das Gesetz modern 
zu gestalten.  

Im Bereich Krankenhauswesen ist – insbesondere bei Umsetzung der geplanten Kranken-
hausreform auf Bundesebene – u. a. eine Novellierung des Bremischen Krankenhausge-
setzes erforderlich. In diesem Zusammenhang erfolgt auch eine Überprüfung, welche Vor-
schriften ggf. vereinfacht / reduziert werden können. 

 

Zu Frage 3:  

Um die Erfahrungen der Pandemie aufzugreifen und die Aufgaben des Gesundheitsschut-
zes, der Prävention, Planung und Koordinierung noch effektiver erfüllen zu können, haben 
Bund und Länder den „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ im September 2020 
verabschiedet. Im Rahmen dieses Pakts stehen zur Stärkung der Digitalisierung im Be-
reich des ÖGD insgesamt 800 Mio. EUR zur Verfügung, die bereits unter Berücksichtigung 
der konkreten Strukturen des ÖGD in den einzelnen Ländern zielgerichtet zum Einsatz 
kommen.  

Aus dem ersten Förderaufruf befindet sich derzeit eine länderkoordinierte Maßnahme in 
der Umsetzung. Diese umfasst eine Fördersumme von knapp 2,7 Mio. EUR und hat eine 
Laufzeit von 24 Monaten. Sie zielt darauf ab, die digitale Reife der Einrichtungen des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes des Landes Bremen zu steigern und weiterzuentwickeln. 
Die Maßnahme beinhaltet unter anderem die Entwicklung einer Digitalisierungsstrategie, 
die Erstellung einer IT-gestützten Prozessdokumentation sowie den Aufbau einer gemein-
samen Datenstruktur. Weiter erfolgt insbesondere an den Gesundheitsämtern Bremer-
haven und Bremen die Errichtung eines Single-Point-of-Contact für die Bürgerinnen und 
Bürger für ÖGD-Leistungen (u. a. Online-Terminvergabe, two way Kommunikation, FAQ 
für aktuelle Themen wie Ozon- oder Hitzebelastung), die Ausstattung mit notwendiger 
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Hard- und Software sowie IT-Sicherheitsmaßnahmen als auch die Erstellung eines Schu-
lungskonzeptes für Anwenderinnen und Anwender. Darüber hinaus erfolgt eine Harmoni-
sierung der Schnittstellen für den Datenaustausch, um die Interoperabilität zu verbessern.  

Die Digitalisierungsstrategie sieht vor, dass der ÖGD im Land Bremen transparent, ver-
lässlich und digital zentriert ist. Dass er schnell und vernetzt ist. Das bedeutet, die Informa-
tions- und Bearbeitungswege sind kurz, medienbruchfrei und interoperabel dank standar-
disierter Vernetzung am Zahn der Zeit. Außerdem soll es eine kompetente und wertschät-
zende digitale Zusammenarbeit sowie standardisierte und automatisierte Prozesse geben, 
die die Basis für sinnorientiertes Arbeiten im ÖGD im Land Bremen sind.  

Es wurden innerhalb der Digitalisierungsstrategie strategische Ziele festgelegt. Eines der 
Ziele ist, dass der ÖGD mit Bürgerinnen und Bürgern digital kommuniziert und einfachen 
und niederschwelligen Zugang zu Leistungen ermöglicht. Konkret heißt dies, dass unter 
anderem Belehrungen nach § 43 Infektionsschutzgesetz ab sofort vollständig online mög-
lich sind. Auch die Terminvereinbarung für die Beratungsstelle für sexuelle Gesundheit ist 
ab sofort online möglich. Des Weiteren wurde das Ziel festgelegt, dass den Mitarbeitenden 
im ÖGD die erforderliche hochwertige und funktionale technische Ausstattung zur Verfü-
gung gestellt wird, um zeit- und ortsflexibles Arbeiten zu ermöglichen. Auch dieses Ziel 
wurde wie bereits oben beschrieben, erfüllt. 

In der Umsetzung bedeutet dies konkret, dass unter anderem die Modernisierung der Ser-
verlandschaft des Gesundheitsamtes Bremen durchgeführt wurde, wodurch eine verbes-
serte Datenverfügbarkeit und -sicherheit sowie die Skalierbarkeit von Zugriffen gewährleis-
tet wurde. Insbesondere die Skalierbarkeit der gleichzeitigen Zugriffe hat während der 
Pandemie dazu geführt, dass Bremen auch sehr hohe Inzidenzen tagesaktuell an das RKI 
senden konnte. 

Ebenfalls wurden digitale mobile Arbeitsgeräte und die Etablierung eines WLAN-
Netzwerkes in den ÖGD Einrichtungen des Landes Bremen erneuert und erweitert, um 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zeitgemäße Instrumente zur Verfügung zu stellen. 
Dies beinhaltet auch die Modernisierung und Ausstattung der Konferenzräume, um eine 
effektive digitale Kommunikation zu ermöglichen. 

Die Anschaffung von digitalen Fachanwendungen stellt einen weiteren Schritt dar, um bei-
spielsweise Immunitätsausweise (Nachweis über Masern-Impfung) schneller und digital 
ausstellen zu können. Des Weiteren wurden neue Softwarelösungen implementiert, die 
eine verbesserte Steuerung und Koordination im Falle einer Epidemie oder Pandemie er-
möglichen. 

Im Rahmen des zweiten Förderaufrufs wurde eine weitere Landesmaßnahme „Aufbau ei-
ner gemeinsamen Kommunikations- und Informationsplattform für den ÖGD im Land Bre-
men“ bewilligt. Diese Maßnahme zielt darauf ab den digitalen Vernetzungsgrad der ÖGD 
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Einrichtungen des Landes Bremen untereinander deutlich zu steigern. Die Projektlaufzeit 
beträgt insgesamt 24 Monate und die Fördersumme umfasst rund 425.000 EUR.  

Zum Ende dieses Jahres ist ein dritter Förderaufruf angekündigt, an dem wir uns ebenfalls 
beteiligen werden. 

 

Für den Bereich Pflege: 

Grundsätzlich gibt es durch bundesgesetzliche Regelungen im SGB V / SGB XI für die Ak-
teure im Gesundheitswesen und der Pflege verpflichtende Daten zur Anbindung an die Te-
lematik-Infrastruktur (TI). Gesetzlich sind jedoch neben den verpflichtenden Terminen keine 
Sanktionen enthalten, weshalb die Umsetzung nur sehr schleppend läuft. Die Terminfristen 
für ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen wurde mit der letzten SGB XI Reform ge-
rade wieder nach hinten verschoben. Ziel dieser Strategie des BMG ist der schnellere Infor-
mationsaustausch der Akteure im Gesundheitswesen mit den Pflegeeinrichtungen / Pflege-
diensten. Zudem sollen Abläufe wie Rechnungsstellungen digitalisiert werden, um Verfah-
ren zu beschleunigen. Hierzu gibt es auch Fördermittel des Bundes über das SGB XI. 

Daneben werden analog zum Gesundheitswesen „DiPA´s“ gefördert. Hierbei handelt es 
sich um digitale Pflegeanwendungen, die den Alltag der Pflegebedürftigen bzw. der Pfle-
genden vereinfachen sollen. U.a. App´s zur schnelleren Pflegedokumentation mittels 
Spracherkennung über mobile Endgeräte bis hin zu Sturzerkennungs- und -analysesyste-
men. 

Das Ressort Soziales hat 2023 das 5. Bremer Expertenhearing im Pflegesektor dem Thema 
„Digitalisierung“ gewidmet. Dabei wurde über aktuelle Forschungsmodelle berichtet. Unter 
anderem wurde das Bremen Ambient Assisted Living Lab vorgestellt, dass die Möglichkeit 
bietet, einen Einblick in die Wohnung der Zukunft zu erhalten. Dazu gehört ein App gesteu-
ertes Beleuchtungssystem, Türöffner oder ein Kühlschrank. Das sprachgesteuerte WC, der 
Sessel und das Bett können zudem zu einer erheblichen Erleichterung führen.  

Dieses Thema wird in den kommenden Jahren ein Schwerpunkt im Bereich Pflege wer-
den. 

Als weitere Maßnahme wurde im Rahmen der Landesstrategie „Gendergerechtigkeit und 
Entgeltgleichheit“ mit der Maßnahme 6.4.4 „Steigerung der Karrierechancen und Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen im Gesundheits- und Pflegebereich“ u.a. die Unterstüt-
zung der Pflegeeinrichtungen zur erfolgreichen Anbindung an die Telematik-Infrastruktur 
und Einbindung von digitalen Anwendungen und Qualifizierung für die tägliche Arbeit in 
der ambulanten und stationären Pflege. Die Projektumsetzung ist am Integrierten Gesund-
heitscampus Bremen verortet. Die Maßnahme ist derzeit in der Vorbereitung – Veranstal-
tungen dazu sind für das Frühjahr 2024 geplant. 
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C. Alternativen 
Keine. 

 

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 
 
Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen und personalwirtschaftlichen Auswir-
kungen. 

Genderspezifische Aspekte haben sich bei der Beantwortung nicht ergeben. 

 
 
E. Beteiligung / Abstimmung 
 
Nicht erforderlich. 
 
 
F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung der Senatsvorlage nach Beschlussfassung über das zentrale elek-
tronische Informationsregister steht nichts entgegen.  

 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz vom 12.12.2023 der mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion 
der FDP in der Fragestunde der Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) zu. 


